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Das Versorgungsstrukturgesetz – 
Verum oder Placebo?
Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr
kam zum „Forum Gesundheit 2012“
nach Mülheim.

von Horst Schumacher

Für ihn war es nicht das erste Mal. Be-
reits vor drei Jahren war er als ge-
sundheitspolitischer Sprecher der

FDP-Bundestagsfraktion zu Gast beim
„Forum Gesundheit“ im Evangelischen
Krankenhaus Mülheim gewesen, um mit
Ärztinnen und Ärzten über gesundheits-
politische Fragen zu diskutieren. In die-
sem Jahr sprach Daniel Bahr als Bundes-
gesundheitsminister bei der Podiumsdis-
kussion, zu der die Kreisstelle Mülheim
der Ärztekammer Nordrhein geladen hat-
te. „Das Versorgungsstrukturgesetz – Ver-
um oder Placebo?“ lautete das Thema des
Abends.

In den vergangenen zweieinhalb Jahren
sei eine „gute Dialogkultur“ zwischen
 Ärzteschaft und Bundesgesundheitsminis -
terium gewachsen, sagte Uwe Brock, Vor-
standsmitglied und Mülheimer Kreisstel-
lenvorsitzender der rheinischen Ärztekam-
mer, in seiner Begrüßung. Analysen und
Vorschläge der Ärzteschaft seien in Gesetz-
gebungsverfahren berücksichtigt worden.
Im Ergebnis gehe die Regierung mit dem
Versorgungsstrukturgesetz den Ärzteman-
gel an, etwa durch Sicherstellungszuschlä-
ge in unterversorgten Gebieten.

Allerdings gab Brock zu bedenken: „Wir
haben kritisch zu hinterfragen, ob das Ge-
setzeswerk die Versorgung unserer Patien-
tinnen und Patienten und unsere ärztliche

Arbeitsbedingungen spürbar verbessern
wird, oder ob die Wirkung eher der eines
Placebos gleicht.“ Nach seinen Worten hat
eine jahrzehntelange kurzatmige Regulie-
rungs- und Kos tendämpfungspolitik dafür
gesorgt, dass die Rahmenbedingungen ärzt-
licher Berufsausübung nicht mehr stim-
men. Das habe dazu geführt, dass die ärzt-
liche Arbeit in Krankenhaus und Praxis für
junge Menschen stark an Attraktivität ein-
gebüßt hat. Daher bedürfe es ganz erheb -
licher Anstrengungen der Politik, der
Krankenkassen, der ärztlichen Selbstver-
waltung und der Krankenhausträger, den
Arztberuf wieder attraktiver zu machen
und das Gesundheitswesen leistungsfähig
zu halten.

Arztberuf attraktiver machen

Das Versorgungsstrukturgesetz sei
mehr als das „Landärztegesetz“, als das es
gemeinhin bezeichnet werde, sagte Daniel
Bahr. Die Gesetzgebung der Regierungs-
koalition gebe Antworten auf zwei „Mega-
trends“: erstens die demographische Ent-
wicklung, die in Kombination mit dem
medizinisch-technischen Fortschritt zu ei-
ner steigenden Nachfrage nach Gesund-
heitsleistungen führen werde. Zweitens
die Veränderung des bisher eher männlich
geprägten ärztlichen Berufsbildes, das
sich durch den steigenden Anteil der Ärz-
tinnen im Beruf deutlich verändert: „In
Münster sind inzwischen 70 Prozent der
Medizinstudierenden Frauen.“ Daraus
wird nach Bahrs Worten ein Wandel des
Familienlebens resultieren, dem sich das
Gesundheitswesen anzupassen habe. Dies

sei in Krankenhaus und Praxis gerade erst
in den Anfängen.

Bereits mit dem GKV-Finanzierungsge-
setz habe die Koalition auf die Herausfor-
derungen der demographischen Entwick-
lung und des wissenschaftlich-technischen
Fortschritts reagiert, sagte Bahr. Durch
einkommensunabhängige Zusatzbeiträge
mit einem über Steuermittel finanzierten
Sozialausgleich werde erreicht, dass ein
zusätzlicher Finanzbedarf der Gesetzli-
chen Krankenversicherung künftig nicht
mehr die Arbeitskosten belastet. 

Das zum Jahresbeginn in Kraft getrete-
ne Versorgungsstrukturgesetz steuere de-
mographiebedingten Versorgungsengpäs-
sen entgegen, sagte der Minister. Die ver-
tragsärztliche Bedarfsplanung und die
Vergütung würden flexibilisiert, regionali-
siert und dereguliert. „Es gibt mehr Frei-
heit zur Gestaltung vor Ort“, sagte Bahr,
„zum Beispiel muss ein Hausbesuch in der
Uckermark anders vergütet werden als in
Hamburg oder Köln.“ Die Selbstverwal-
tung sei nun in der Verantwortung, die
neuen Freiheiten zu nutzen. Die Aufhe-
bung der Residenzpflicht ermögliche es
Ärztinnen und Ärzte, in ländlichen Krei-
sen zu arbeiten und in der Stadt zu woh-
nen: „Junge Mediziner wollen in der
Großstadt bleiben.“ 

Bahr gab zu, dass das Gesetz allein wohl
kaum ausreichen wird, um den ärztlichen
Nachwuchs aufs Land zu locken: „Ent-
scheidend ist sicherlich auch, ob der Partner
einen Job findet, ob die Kinder  eine gute
Schule oder Kindertagesstätte finden und
ob das Freizeit- und Kulturangebot stimmt.“

Mit einem Verweis auf die künftigen
 regionalen Verhandlungen reagierte der
Minister auf die Frage aus dem Publikum,
warum das Versorgungsstrukturgesetz der
finanziellen Benachteiligung Nordrhein-
Westfalens in der vertragsärztlichen Ver-
sorgung kein Ende gesetzt hat. Der Mün-
sterländer ließ durchblicken, dass dies ge-
gen die Interessen eines südlich gelegenen
Freistaates in der Koalition nicht durchzu-
setzen war. Wie nach seinen Worten für
das Versorgungsstrukturgesetz insgesamt
gilt: „Es ist noch nicht genug, aber es geht
in die richtige Richtung.“ 

Beim „Forum Gesundheit 2012“: Moderator Andreas Heinrich von der Westdeutschen Allgemeinen
Zeitung, Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr und Uwe Brock, Vorstandsmitglied der Ärzte-
kammer Nordrhein und Vorsitzender der Kreisstelle Mülheim. Foto: Andreas Köhring


